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Stadt Bexbach - Bebauungsplan "Feilbacher Hang"
TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
I. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO
1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
1.1     Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) gem. § 8 BauNVO

In Anwendung des § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt das im Bereich des 
eingeschränkten Gewerbegebietes nur solche Betriebe und Anlagen zulässig 
sind, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 
Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebiets (GEe) sind gem. § 8 Abs. 2 
BauNVO allgemein zulässig:
1. Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von 

Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie und 
öffentliche Betriebe,

2. Geschäfts, Büro und Verwaltungsgebäude.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO wird festgesetzt 
dass: 
1. Lagerhäuser und Lagerplätze nur zulässig sind, soweit sie einem auf dem 

Grundstück ansässigen zulässigen Hauptbetrieb unmittelbar dienen und 
diesem baulich und funktional untergeordnet sind.
Der Anteil der Lagerflächen darf höchstens 50 % der Grundstücksfläche 

    betragen.
2. Verkaufsstätten bis 500  m² Verkaufsfläche zulässig sind, sofern sie einem 

im Gebiet zulässigen Gewerbe- oder Handwerksbetrieb zugeordnet und 
diesem baulich und funktional untergeordnet sind. 

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 7 
und 9 BauNVO Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergordnet 
sind. 

Unzulässig sind gem. § 8 Abs. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO:
1. Tankstellen,
2. Anlagen für sportliche Zwecke.

Unzulässig sind ferner gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO: 
1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
2. Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind ferner gem. § 1 Abs. 5 BauNVO: 
1. gewerblich betriebene Garagen- und Stellplatzanlagen,
2. Anlagen zur Erzeugung von Kompost,
3. Bordelle und bordellartige Betriebe.

1.2        Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO
Innerhalb des Gewerbegebiets (GE) sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein 
zulässig:
1. Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von 

Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie und 
öffentliche Betriebe,

2. Geschäfts, Büro und Verwaltungsgebäude.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO wird festgesetzt 
dass: 
1. Lagerhäuser und Lagerplätze nur zulässig sind, soweit sie einem auf dem 

Grundstück ansässigen zulässigen Hauptbetrieb unmittelbar dienen und 
diesem baulich und funktional untergeordnet sind.
Der Anteil der Lagerflächen darf höchstens 50 % der Grundstücksfläche 

    betragen.
2. Verkaufsstätten bis 500  m² Verkaufsfläche zulässig sind, sofern sie einem 

im Gebiet zulässigen Gewerbe- oder Handwerksbetrieb zugeordnet und 
diesem baulich und funktional untergeordnet sind. 

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 7 
und 9 BauNVO Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergordnet 
sind. 

Unzulässig sind gem. § 8 Abs. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO:
1. Tankstellen,
2. Anlagen für sportliche Zwecke.

Unzulässig sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO: 
1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
2. Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind ferner gem. § 1 Abs. 5 BauNVO: 
1. gewerblich betriebene Garagen- und Stellplatzanlagen,
2. Anlagen zur Erzeugung von Kompost,
3. Bordelle und bordellartige Betriebe.

2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
2.1 Grundflächenzahl gem. §§ 16, 19 BauNVO

Es wird eine maximale Grundflächenzahl  (GRZ) von 0,8 festgesetzt. 

2.2 Höhe baulicher Anlagen gem. § 18, 20 BauNVO
Die Höhe baulicher Anlagen wird durch die maximale Gebäudeoberkante 
(GOKmax) gem. Eintrag im zeichnerischen Teil festgesetzt. Die Höhen 
dürfen punktuell durch technische Anlagen (Lüftungsgeräte, Rückkühler, etc.) 
und Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 3 BauNVO (z.B. Photovoltaikanlagen) um 
maximal 1,5 m überschritten werden. Als Höhenbezugspunkt gilt die 
Oberkante der Straße „Feilbacher Hang“ gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO.

3. Bauweise gem. § 22 BauNVO
Gem. § 22 Abs. 2 BauNVO wird die offene Bauweise festgesetzt. 

4. Überbaubare Grundstücksflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen 
durch Baugrenzen festgesetzt. 

5. Verkehrsflächen gem. 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
Es wird eine öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. 

6. Grünflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
Es werden private Grünflächen mit der Zweckbestimmung "Grünpuffer" 
festgesetzt. 

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Folgende nicht verortete Maßnahmen werden festgesetzt:

    M1 Wege und Platzflächen sind aus wasserdurchlässigen Materialien 
herzustellen, sofern bauordnungsrechtliche, immissionsschutzrechtliche oder 
sonstige öffentliche Vorschriften nicht entgegen stehen. 

    
   

LEGENDE
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Gewerbegebiet (GE)/ eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauGB)

7. sonstige Planzeichen 
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Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB) 
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Stadt Bexbach

Planungsstand:

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB

 Bebauungsplan
"Feilbacher Hang"

Bearbeitet 
für die Stadt Bexbach
Völklingen, im Mai 2026

VERFAHRENSVERMERKE
Der Rat der Stadt Bexbach hat am __.__.____ die Aufstellung des  Bebauungsplanes  "Feilbacher 
Hang" im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB). Der Beschluss 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

Der Rat der Stadt Bexbach hat in seiner öffentlichen Sitzung am __.__.____ den Entwurf des 
Bebauungsplanes, bestehend aus Teil A (Planzeichnung), Teil B (Textliche Festsetzungen) und der 
Begründung, gebilligt. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus Teil A (Planzeichnung), Teil B (Textteil) hat in der 
Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). Ort und 
Dauer der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von 
jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am __.__.____ ortsüblich 
bekannt gemacht. Die nach § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligenden Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom __.__.____ an der Planung beteiligt und von der 
Auslegung benachrichtigt.

Während der Auslegung gingen Anregungen ein, die vom Stadrat am __.__.____ geprüft wurden. Das 
Ergebnis wurde denjenigen die Anregungen vorgebracht haben mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

Der Rat der Stadt Bexbach hat am __.__.____ den Bebauungsplan "Feilbacher Hang" als Satzung 
beschlossen (§ 10 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

Bexbach, den __.__.____                                                               Bürgermeister

Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 2 BauGB). Mit 
dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan "Feilbacher Hang" , bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft. In der 
Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf 
Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hingewiesen worden.

Bexbach, den __.__.____                                                               Bürgermeister

RECHTSGRUNDLAGEN

Plangebiet

Bundesgesetze
Baugesetzbuch (BauGB) neugefasst durch Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I, S. 
3634), das zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. Nr. 348) 
geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I, S. 3786), die durch Art. 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert 
worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 
geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189).

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl I S 2542), das zuletzt durch Artikel 
48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist.

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist.
 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG), vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 09. Januar 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 4) geändert worden ist.

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I, S. 2986), zuletzt geändert durch Art. 
7 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist.

Landesgesetze
Bauordnung für das Saarland (LBO), in der Fassung vom 18. Februar 2004 (Amtsblatt S. 822), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (Amtsbl. I S. 854 ff.).  

Saarländisches Naturschutzgesetz (SNG) in der Fassung vom 05. April 2006 (Amtsblatt S. 726), 
zuletzt geändert durch Artikel 51 des Gesetzes vom 27. August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 864).

Saarländisches Wassergesetz (SWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 
(Amtsblatt S. 1994), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 27. August 2025 (Amtsbl. I S. 
854, 855).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 
1997 (Amtsbl. S. 682), mehrfach geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 2025 (Amtsbl. I S. 1086).

   M2 Für Außen- und Straßenbeleuchtung ist ausschließlich insektenfreundliche 
Beleuchtung mit vorwiegend langwelligem Licht (z.B. 
Natriumdampf-Hochdruckleuchten, Natriumdampf-Niederdruckleuchten, 
LED) zulässig. 

8.    Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor              
schädlichen Umwelrteinwirkungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen wird eine Fläche für 
Lärmschutzmaßnahmen festgesetzt. Die Fläche ist als Erdwall mit einer 
Höhe von 2,0 m und einer Breite von 5,0 m auszubilden und dauerhaft zu 
erhalten.

9. Anpflanzen  von Bäumen, Sträuchern und sonst. Bepflanzungen gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

   Für Neupflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches sind einheimische, 
standortgerechte, herkunftsgesicherte und naturraumtypische Gehölze zu 
verwenden (z.B. gebietsheimische Gehölze mit der regionalen Herkunft 
"Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben" (Vorkommensgebiet 4) und 
für Ansaaten gebietsheimische Saatgutmischungen, mit der regionalen 
Herkunft "Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland" 
(Ursprungs-/Herkunftsgebiet 9)). Es wird auf die Vorgaben des § 40 
BNatSchG verwiesen. 
Die nachfolgende Pflanzliste stellt eine Vorauswahl geeigneter Pflanzenarten 
dar.  
Pflanzliste (nicht abschließend):
Bäume: Obstbäume i.S., Acer campestre (Feldahorn), Acer platanoides 
(Spitzahorn), Carpinus betulus (Hainbuche), Juglans regia (Nussbaum), 
Prunus avium (Vogelkirsche), Tilia sp. (Linde) 
Sträucher: Cornus sanguinea (Hartriegel), Corylus avellana (Hasel), 
Ligustrum vulgare (Liguster), Rosa i.S., Obststräucher i.S., Sambucus 
nigra (Schwarzer Holunder), Viburnum opulus (Schneeball), Crataegus 
monogyna (Eingriffel. Weißdorn).
Pflanzqualität: Strauch: mind. 4-5 Tr., H. 60-100 cm; Heister: mind. 2x v., H. 
125-150 cm; Hochstamm: mind. 3x v., (StU) 18-20 cm  

     P1 Pflanzung von Bäumen
Je angefangener 1000 m² Grundstücksfläche ist mindestens 1 mittel- 
großkroniger Hochstamm mit einem Stammumfang (StU) von mindestens 
18-20 cm  zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

     P2 Es werden Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. 
Die Anpflanzfläche A1 ist als Obstbaumbestand auszubilden. Hier sind 
hochstämmige Obstbäume in einem Pflanzabstand von 15 m zu bepflanzen.
Die Anpflanzflächen A2 sind mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Die 
Pflanzung hat rasterförmig in einem Pflanzabstand von 1,0 m × 1,5 m zu 
erfolgen.

II.  Hinweise
Die in den folgenden Hinweisen genannten Vorschriften, Normen, 
Unternehmensbezeichnungen etc. entsprechen dem Zeitpunkt der 
Planaufstellung. Sofern relevant, sind ggf. zum Zeitpunkt der nachfolgenden 
Planungs- und Genehmigungsschritt Aktualisierungen einzuholen.

Abfallwirtschaft
Die entsprechenden Vorschriften der Abfallwirtschaftssatzung des EVS - hier 
die §§ 7, 8, 13, 15 und 16 (Amtsblatt des Saarlandes Nr. 49 vom 07.12.2021, 
Seite 885 ff.) - sowie die einschlägigen berufsgenossenschaftlichen 
Vorschriften hier insbesondere die DGUV Information 214-033 der BG 
Verkehr sind zu beachten.

Artenschutz
Ergebnis der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung - Relevanzprüfung
Aufgrund der Eignung des Plangebiets für planungsrelevante Reptilien und 
Amphibien wird empfohlen, spätestens auf Ebene des Vorhabenvollzuges 
bzw. der Baugenehmigung Begehungen zur Überprüfung den genannten 
Artgruppen vor Eingriffsbeginn durchzuführen.

Rodungszeitraum
Nach § 39 Bundenaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Rodungen in der Zeit 
vom 01. März bis zum 30. September unzulässig.

Bodenschutz 
Gem. § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung baulicher Anlagen 
sowie bei Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Bei 
der Bauausführung sind die Anforderungen der DIN 18915 zum 
fachgerechten Umgang mit demBoden zu beachten.
Sollten im Plangebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt 
werden, oder ergeben sich bei späteren Bauvorhaben Anhaltspunkte über 
schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß   § 2 Abs. 1  SBodSchG die 
Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Denkmalschutz
Es wird auf die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei 
Bodenfunden gem. § 16 Abs. 1 und 2 SDSchG und auf § 28 SDSchG 
(Ordnungswidrigkeiten) verwiesen.

III. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 7 BauGB
Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches sind der Planzeichnung zu 
entnehmen. 
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3. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie 

12 m

4. Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Private Grünfläche, Zweckbestimmung: Grünpuffer

6. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
    Bepflanzungen § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Umgrenzung von Flächen zur Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

5. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz 
    vor schädlichen Umwelteinwirkungen § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (Lärmschutz- Erdwall) 

TEIL A: PLANZEICHNUNG

0,8GEe

o 12 m

A1 Streuobstbepflanzung

A2 Strauch- und Baumbepflanzung
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